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 Editorial 
Nach der Bundestagswahl sondieren die Parteien noch die Möglichkeiten 
zur Bildung einer Regierung. Am wahrscheinlichsten dürfte die Bildung 
einer Ampelkoalition sein. Aus den Verlautbarungen der beteiligten Par-
teien sind derzeit noch keine konkreten steuerlichen Maßnahmen er-
kennbar, da die Vorstellungen der Parteien insofern durchaus divergie-
ren. Die Mehrheitsverhältnisse lassen allerdings deutliche Änderungen 
erwarten, insbesondere eine stärkere Förderung von Klimaschutz, aber 
auch eine höhere Besteuerung von Einkommen und Vermögen. Es bleibt 
insgesamt abzuwarten, welche steuerpolitischen Schwerpunkte die neue 
Koalition setzen wird. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 8. Juli 2021 ent-
schieden, dass der Zinssatz von 6 % p.a. für die Verzinsung von Steuer-
nachforderungen und -erstattungen verfassungswidrig ist. Obgleich die 
Verfassungswidrigkeit bereits seit 2014 besteht, ist der Gesetzgeber ver-
pflichtet, erst ab 2019 eine Änderung umzusetzen. Die Neuregelung ist 
spätestens bis Juli 2022 auf den Weg zu bringen. 
 
Neben den steuerlichen Herausforderungen gilt es für die Unternehmen 
auch die für sie passenden Förderungen zu finden. Da die Förderland-
schaft sehr vielfältig ist, können wir nicht auf die einzelnen Programme 
eingehen. Wir möchten Ihnen aber unseren Mandanten vorstellen, der 
den Durchblick hat. 
 
In unserem Interview stellt Dr. Thomas Rüsch die PromoTool e.K. Tech-
nologie- und Innovationsagentur vor. PromoTool begleitet mit eigenen 
Experten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben für kleinere und mittel-
ständische Unternehmen und verfügt über eine umfangreiche Fördermit-
telkompetenz. 
 
Eine informative Lektüre wünscht Ihnen 
 
Herzlich 
Ihre 
 

 

 

   Dr. Ulla Peters  
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 Interview mit Dr. Thomas Rüsch, 
Inhaber der PromoTool e.K. Technologie- und Innovations-
agentur 

 Wer und was steckt hinter der PromoTool 
Technologie- und Innovationsagentur? 
 
„PromoTool (www.promo-tool.de) kann mittler-
weile auf eine fast 30-jährige Geschichte zu-
rückblicken. Fragen rund um das Thema „Wis-
sens- und Technologietransfer“ prägen seit 
jeher unsere Arbeit. Schwerpunktmäßig unter-
stützen wir technologieorientierte kleine und 
mittelständische Unternehmen, aber auch in 
umfangreichem Maße Forschungseinrichtun-
gen. Grundsätzlich arbeiten wir themenoffen, 
Schritt für Schritt haben sich jedoch Schwer-
punkt-Cluster herauskristallisiert, in denen wir 
uns in besonderer Weise engagieren. Das be-
trifft insbesondere die medizinische Diagnostik, 
die Informations- und Kommunikationstechno-
logie, die Biotechnologie und Medizintechnik 
und die Elektronikbranche. 
 
Wir verfolgen dabei ein ganzheitliches Ver-
ständnis von Innovation und haben nun schon 
über Jahrzehnte hinweg eine spezifische Ex-
pertise und Fördermittelkompetenz aufgebaut. 
Dies gilt sowohl für nationale Förderinstrumente 
als auch im Zusammenhang mit internationalen 
Programmen. Das hier aufgebaute Know-how 
gestattet es uns, auch innovative Kooperati-
onsnetzwerke effizient, zielorientiert und erfolg-
reich aufzubauen und zu leiten. 
 
Aktuell stehen unsere vom Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie geförderten ZIM-
Netzwerke 
 

- „ProAnimalLife“ (www.proanimallife.de) 
- „AmbuCare“ (www.ambu-care.de) und 
- „WildLifePRO“ (www.wildlifepro.de) 

 
im Fokus. Thematisch wird in diesen Netzwer-
ken eine große Zahl von Fragen im Umfeld von 
Humanmedizin und Veterinärmedizin adres-
siert. Immer wieder erstaunlich ist es festzustel-
len, dass bestimmte Aspekte für beide Markt-
segmente relevant sind. Eine Zulassung im 
Bereich der Veterinärmedizin ist im Vergleich 
zur Humanmedizin deutlich einfacher. 

 Genau deshalb ist es für hier tätige Unterneh-
men auch möglich, mit der Veterinärmedizin ein 
zweites Standbein mit interessanten Wachs-
tumsperspektiven zu eröffnen. 
 
Geführt wird das neunköpfige PromoTool-Team 
durch Frau Eileen Kammann, diplomierte Wirt-
schaftsmathematikerin, und mich. Unsere mitt-
lerweile fast 13-jährige Zusammenarbeit ist eine 
wesentliche Säule des Erfolgs, wobei es uns 
immer wieder gelingt, uns gegenseitig zu er-
gänzen, geeint durch den unbedingten Willen, 
unser Unternehmen auch für die Zukunft sicher 
zu machen.“ 
 
Wie kam der Kontakt mit UHY zustande und 
wobei können wir Sie besonders unterstüt-
zen? 
 
„Mit UHY arbeiten wir schon seit vielen Jahren 
zusammen. Wir waren damals auf der Suche 
nach einer Steuerberatung, die verlässlich ist 
und eben auch tatsächlich berät. Genau das 
haben wir mit UHY gefunden. Dabei war es 
notwendig, unsere verschiedenen Geschäfts-
felder mit den dahinterstehenden steuerlichen 
Konsequenzen im Detail zu verstehen, auch 
weil wir teilweise als Innovationsagentur selbst 
öffentliche Förderungen erhalten und im Rah-
men des Netzwerkmanagements solche für 
unsere Mitglieder verwalten. 
 
Für ihr Engagement, sich in unsere besonderen 
Prozesse hineinzudenken, sind wir Frau 
Dr. Peters und Ihrem Team sehr dankbar. Die 
Ergebnisse der Steuerprüfung haben bestätigt, 
wie wichtig diese Zusammenarbeit ist. Ja, und 
wenn sie nun fragen, wo Sie uns weiter unter-
stützen können, sage ich erst einmal, machen 
Sie gern weiter so, wie es sich nun schon in 
den vielen Jahren bewährt hat. Und zweitens, 
das hat dann auch etwas mit der von mir schon 
erwähnten Zukunftsfähigkeit zu tun, wünschen 
wir uns die gleiche kompetente Betreuung, 
wenn es darum geht, den nächsten Schritt in 
der gesellschaftlichen Entwicklung unseres 
Unternehmens zu gehen.“ 
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 Interview mit Dr. Thomas Rüsch, 
Inhaber der PromoTool e.K. Technologie- und Innovations-
agentur 

 Wir haben erfahren, dass Sie mit einem Ihrer 
Netzwerke im letzten Jahr durch das Bun-
deministerium für Wirtschaft und Energie 
als Netzwerk des Jahres ausgezeichnet 
wurden. Was war das Erfolgsgeheimnis?  
 
„Ja das stimmt. Das betrifft unser Netzwerk 
„ProAnimalLife“, das wir bereits 2015 gegründet 
haben. Gegenstand sind hier neue Lösungen 
für die medizinische Versorgung von Luxustie-
ren, aber auch Themenschwerpunkte wie Prä-
vention, Leistungsdiagnostik, Trainingssteue-
rung und das Tracking von Tieren, insbesonde-
re von Pferden. 
 
Als einen wesentlichen Erfolgsfaktor würde ich 
den intensiven Austauschprozess zu Erfolg 
versprechenden Projektideen bezeichnen, den 
wir durch viele Gespräche als verantwortliche 
Managementeinrichtung unterstützen. Nicht 
zuletzt unsere „Projektschmieden“, die wir in 
jedem unserer Netzwerkmeetings zu einem 
festen Tagesordnungspunkt gemacht haben, 
waren hier sehr nützlich. 
 
Ein weiterer Erfolgsfaktor ist sicher das kontinu-
ierliche Vernetzen von Praktikern aus dem Ve-
terinärbereich und Technikern sowie Spezialis-
ten aus den Bereichen Sensorik, Elektronik 
sowie Informations- und Kommunikationstech-
nologien. Mittlerweile sind mehr als 15 For-
schungs- und Entwicklungsprojekte entstanden. 
Die ersten Projektergebnisse gehen bereits in 
die Vermarktung. Und worauf wir besonders 
stolz sind: Das Netzwerk „ProAnimalLife“ hat 
sich auch nach Auslaufen der Förderung etab-
liert. Gemeinsam mit rund 20 Partnern aus 
Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung wer-
den wir auch weiterhin innovative Ideen entwi-
ckeln und umsetzen.“ 
 
Schwerpunkt von PromoTool ist die Beglei-
tung von Forschungs- und Entwicklungs-
projekten im Hinblick auf die Einbindung 

 öffentlich zugänglicher Förderprogramme. 
Wie schätzen Sie die aktuelle Situation in 
diesem Bereich ein? 
 
„In Deutschland ist die grundsätzliche Förderku-
lisse über lange Zeit etabliert. Während z. B. 
das BMBF über Fachprogramme und das Pro-
gramm „KMU-innovativ“ Projektförderung be-
treibt, ist das zentrale Förderinstrument des 
BMWi das „Zentrale Innovationsprogramm Mit-
telstand“, das in seinen Anfängen bis zum Be-
ginn der 90er Jahre zurückreicht. 
 
Auch wir nutzen die hier gebotenen Möglichkei-
ten intensiv, um für Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben, zumeist im Rahmen einer Ko-
operation aus Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen eine staatliche Förderung zu 
erwirken. Für dieses Programm sprach auch 
immer die vergleichsweise kurze Bearbeitungs-
zeit durch die Projektträger und die Tatsache, 
dass die eingereichten Anträge nicht in direk-
tem Wettbewerb zueinanderstehen. 
 
Die Corona-Pandemie hat hier zu unserem 
großen Bedauern zu einer Änderung beigetra-
gen. Die Bearbeitungszeiten sind deutlich län-
ger geworden und die Zahl der Antragseingän-
ge ist enorm gestiegen. Dies wird wohl auch 
darauf zurückzuführen sein, dass gerade Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler weniger 
Zeit in ihren Laboren verbringen konnten und 
somit mehr Zeit fanden, um Projektanträge zu 
formulieren. Konsequenz war dann eine Not-
bremse. Es wurde, offensichtlich auch in Anbe-
tracht ungeklärter Haushaltsfragen, am 7. Ok-
tober 2021 ein zeitlich befristeter Antragstopp 
verhängt. Dies ist natürlich sehr ärgerlich, zu-
mal keine Vorwarnung erfolgt ist und die 
Schließung von heute auf morgen erfolgte, aber 
eine solche Situation ist auch nicht gänzlich 
neu. Deshalb gehen wir fest davon aus, dass 
ZIM weitergehen wird, auch vor dem Hinter-
grund, dass die aktuelle Richtlinie noch eine 
Laufzeit bis Ende 2024 ausweist. 
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 Interview mit Dr. Thomas Rüsch, 
Inhaber der PromoTool e.K. Technologie- und Innovations-
agentur 

 Die neue Förderperiode aus europäischer Sicht 
hat in diesem Jahr erst begonnen und umfasst 
den Zeitraum 2021 bis 2027. Wie immer waren 
erste Ausschreibungen noch sehr gezählt. Ins-
besondere die Programmfamilie INTERREG, 
die es möglich macht, Best-Practice-Beispiele 
in andere Regionen, beispielsweise im gesam-
ten Alpenraum oder der Donauregion zu multi-
plizieren, erscheint uns hier, z. B. im Kontext 
umweltrelevanter Themen, durchaus interes-
sant zu sein. 
 
Bei sehr forschungslastigen Projekten konnten 
wir in der Vergangenheit gute Erfahrungen mit 
dem Programm „Eurostars“ sammeln. Hier 
werden Projekte mit Partnern aus zwei oder 
drei Ländern gefördert. Zumindest teilweise 
entscheidend ist die Partnerkonstellation, da 
die prinzipiell beteiligten Länder Budgets unter-
schiedlicher Größe zur Verfügung stellen und, 
dadurch begründet, die Wahrscheinlichkeit 
einer möglichen Förderung länderspezifisch 
deutlich variiert. So kann z. B. eine Zusam-
menarbeit mit Partnern aus der Schweiz erfolg-
versprechender sein als mit Österreich. 
 
Als unsere Aufgabe sehen wir es generell auch 
weiterhin, Projektideen im Hinblick auf ihre 
Förderwürdigkeit zu bewerten, mit den beteilig-
ten Partnern weiterzuentwickeln, das tatsäch-
lich passende Förderprogramm auszuwählen 
und bei der Antragstellung für eine Förderung 
zu unterstützen sowie in der Folge die erfolg-
reichen Projekte in ihrer Umsetzung zu beglei-
ten.“ 
 
Was sind Ihre aktuellen Projekte und Ziele? 
 
„Einer unserer aktuellen Schwerpunkte ist die 
Weiterentwicklung unseres Netzwerkes „Wild-
LifePRO“, das sich mit Themen im Umfeld von 
Zoo- und Wildtieren befasst. Hier arbeiten wir 
z. B. derzeit mit dem Zoo Zürich zusammen, 
um neue technische Systeme für das Tierma-
nagement in einem Neubauprojekt, der Groß-
voliere „Pantanal“, bereitstellen zu können. Aus 
dieser Zusammenarbeit ergeben sich für unse- 

 re Netzwerkpartner auch zukünftig interessante 
wirtschaftliche Perspektiven, die wir in unserem 
nächsten Netzwerkmeeting im November weiter 
diskutieren werden. 
 
Ein weiteres Ziel besteht darin, zu prüfen, ob es 
möglich ist, im kommenden Jahr an der Pro-
grammfamilie „Innovation und Strukturwandel“ 
des BMBF zu partizipieren. Schon in diesem 
Jahr waren wir hier maßgeblich an der geför-
derten Ausarbeitung eines Innovationskonzep-
tes beteiligt. Genau ging es um regionale Wert-
schöpfungskette in der Lebensmittelproduktion 
in Nord- und Mittelthüringen. Dies war eine sehr 
interessante und herausfordernde Aufgabe, an 
der wir gern anknüpfen würden.“ 
 
Wir bedanken uns herzlich für das span-
nende Interview, Herr Dr. Rüsch, und wün-
schen weiterhin viel Erfolg! 
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 Verschärfung der Wegzugsbesteuerung durch das ATAD- 
Umsetzungsgesetz 
Igor Stranz, WP/StB, UHY Deutschland AG, Berlin 

 Am 25. Juni 2021 hat der Bundesrat dem Ge-
setz zur Umsetzung der Antisteuervermei-
dungsrichtlinie (ATAD-Umsetzungsgesetz) in 
der Fassung des Finanzausschusses zuge-
stimmt. Das Gesetz wurde am 30. Juni 2021 im 
Bundesgesetzblatt verkündet. Ein Schwerpunkt 
des Gesetzes ist die Änderung der Wegzugs-
besteuerung gemäß § 6 AStG, die im Grund-
satz eine deutliche Verschärfung im Vergleich 
zu den bisherigen Regelungen bedeutet. 
 
Worum geht es bei der Regelung nach § 6 
AStG: 
 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 AStG (Grundtatbestand) defi-
niert eine fiktive Anteilsveräußerung bei ei-
nem Wegzug eines unbeschränkt Steuerpflich-
tigen in das Ausland. Dabei ist es nach neuer 
Regelung unerheblich, ob der Wegzug in das 
EU-/EWR-Ausland oder ein Drittland erfolgt. 
 
Betroffen sind insbesondere natürliche Perso-
nen, die Anteile an (in- oder ausländischen) 
Kapitalgesellschaften halten und deren unbe-
schränkte Steuerpflicht in Deutschland durch 
einen Wegzug in das Ausland infolge der Auf-
gabe des inländischen Wohnsitzes oder des 
gewöhnlichen Aufenthaltes endet (Haupttatbe-
stand). Als zweite Alternative gilt gemäß 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 AStG, dass die Wegzugsbe-
steuerung gleichfalls ausgelöst wird, sofern 
eine unentgeltliche Anteilsübertragung auf eine 
nicht unbeschränkt steuerpflichtige Person er-
folgt. Schließlich greift die Wegzugsbesteue-
rung nach der dritten Alternative (§ 6 Abs. 1 
Nr. 3 AStG) auch bei Ausschluss oder Be-
schränkung des deutschen Besteuerungs-
rechts. Es handelt sich um einen Ersatz- bzw. 
Auffangtatbestand, der nach dem Wortlaut ei-
nen Wegzug nicht erfordert. Der hauptsächliche 
Anwendungsbereich der Wegzugsbesteuerung 
wird daher - wie bisher auch - durch den physi-
schen Weg des Steuerpflichtigen und die 
dadurch erfolgte Beendigung der unbeschränk-
ten Steuerpflicht in Deutschland eröffnet. 

 Welche Rechtsfolgen ergeben sich daraus: 
 

Das Vorliegen einer der o. g. Alternativen hat 
zur Folge, dass die Anteile an Kapitalgesell-
schaften als veräußert gelten. Als Veräuße-
rungspreis gilt der gemeine Wert der Anteile, 
das entspricht grundsätzlich dem Verkehrswert 
unter Berücksichtigung aller stiller Reserven. 
Daher ist es notwendig, eine Bewertung der 
von der Regelung betroffenen Anteile vorzu-
nehmen und diese Werte mit den Anschaf-
fungskosten zu vergleichen. In Höhe der Diffe-
renz zwischen Verkehrswert und Anschaf-
fungskosten entsteht ein in Deutschland steu-
erpflichtiger Gewinn. Dabei ist gesetzesimma-
nent unerheblich, ob tatsächlich eine Veräuße-
rung stattfindet oder Liquidität zufließt. Im Ge-
genteil, im Regelfall ist davon auszugehen, 
dass die Wegzugsbesteuerung üblicherweise 
nicht mit einer Veräußerung der Anteile einher-
geht, sondern die Anteile weiterhin im Vermö-
gen des Steuerpflichtigen verbleiben. Auf den 
Gewinn ist das Teileinkünfteverfahren anwend-
bar, demnach gelten insofern die gleichen 
steuerlichen Regelungen wie bei einer tatsäch-
lichen Veräußerung bzw. bei Dividendenerträ-
gen. Dagegen darf auch nach der Neuregelung 
des § 6 AStG ein Verlust aus der fiktiven Ver-
äußerung von Anteilen nicht angesetzt werden. 
Daher sollte vor dem Wegzug geprüft werden, 
bei welchen Anteilen gegebenenfalls stille Las-
ten bestehen. Diese sollten noch vor dem Weg-
zug realisiert werden (z. B: Verkauf), um eine 
steuerliche Berücksichtigung in Deutschland 
sicherzustellen. 
 

Zu welchem Zeitpunkt ist die Bewertung durch-
zuführen: 
 

Die gesetzliche Regelung sieht vor, dass als 
Besteuerungszeitpunkt die Beendigung der 
unbeschränkten Steuerpflicht (Haupttatbe-
stand), der Übertragungszeitpunkt (Alternative 
2) oder der Zeitpunkt unmittelbar vor Aus-
schluss oder Beschränkung der deutschen 
Steuerpflicht (Alternative 3) anzusetzen ist. Die 
Bewertung der Anteile muss somit zu diesem 
Zeitpunkt erfolgen. 
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  Verschärfung der Wegzugsbesteuerung durch das ATAD- 
Umsetzungsgesetz 

 Welche Personen unterliegen der Wegzugsbe-
steuerung: 
 
Personen, die in den letzten 12 Jahren insge-
samt mindestens 7 Jahre unbeschränkt steuer-
pflichtig in Deutschland waren, unterliegen der 
Wegzugsbesteuerung. Bislang bestand eine 
Frist von 10 Jahren für die unbeschränkte 
Steuerpflicht, so dass die Verkürzung auf nun-
mehr 7 Jahre eine deutliche Verschärfung dar-
stellt. 
 
Ausnahmen durch die Rückkehrregelung: 
 
Das Gesetz soll nur die Besteuerung bei dau-
erhaftem Wegzug sicherstellen. Somit kann 
eine Rückkehr innerhalb von 7 Jahren nach 
dem Wegzug zu einem Wegfall der Steuer füh-
ren. Diese Frist ist durch Antrag um weitere 
5 Jahre verlängerbar, so dass sich eine maxi-
male Frist von 12 Jahren ergibt. Entscheidend 
ist jedoch immer, dass eine Rückkehrabsicht 
besteht. Der Nachweis der Rückkehrabsicht ist 
umstritten. Nach Auffassung des Gesetzgebers 
zur Neuregelung sollen eine bloße Absicht zur 
Rückkehr und eine hinreichende Wahrschein-
lichkeit ausreichen. Dabei bleibt jedoch abzu-
warten, welche konkreten Anforderungen durch 
die Finanzverwaltung an den Nachweis der 
Rückkehrabsicht gestellt werden. Aufgrund der 
restriktiven Anforderungen zur bisherigen Re-
gelung darf bezweifelt werden, dass sich für 
den Steuerpflichtigen wesentliche Erleichterun-
gen ergeben. 
 
Die Begünstigung der Rückkehrregelung erfor-
dert jedoch materiell, dass keine Statusverän-
derung hinsichtlich der Anteile erfolgte (etwa 
durch Verkauf oder Übertragung), keine we-
sentlichen Gewinnausschüttungen oder Ähnli-
ches vorgenommen wurden und der Umfang 
des deutschen Besteuerungsrechts nach Rück-
kehr dem vor dem Wegzug entspricht. Die 
Rückkehrregelung ist auf alle Alternativen an-
wendbar. 

 Wegfall der zinslosen Stundung, Entrichtung 
der zu zahlenden Steuer in Jahresraten: 
 
Die wohl deutlichste Verschärfung im Vergleich 
zur bisherigen Regelung ergibt sich durch 
den Wegfall der zinslosen Stundungsregelung 
bei Wegzug in ein EU-/EWR-Ausland. Bis-
lang konnte bei der Wegzugsbesteuerung in 
ein EU-/EWR-Ausland die Steuerzahlung mate-
riell hinausgeschoben werden, da für derartige 
Fälle auf Antrag eine zinslose Stundung der 
Steuerzahlung ohne Sicherheitsleistung bean-
tragt werden konnte. Diese Begünstigung wur-
de durch die Neuregelung aufgehoben. Nun-
mehr gilt in allen Fällen des Wegzugs (also 
sowohl in ein EU-/EWR-Ausland als auch in ein 
Drittland), dass auf Antrag nur noch eine Stun-
dung und Entrichtung der Steuer in sieben glei-
chen Jahresraten möglich sind. Die Stundung 
dürfte im Regelfall nur gegen Sicherheitsleis-
tung gewährt werden. Damit geht der Gesetz-
geber deutlich über die Vorgaben der EU hin-
aus, die eine Sicherheitsleistung nur bei einem 
nachgewiesenen und tatsächlichen Risiko er-
lauben, dass die Steuer nicht eingezogen wer-
den kann. Es bestehen insofern erhebliche 
Bedenken, ob diese spezielle Regelung EU-
rechtskonform ist. 
 
Widerruf der Stundung: 
 
Die Stundung ist zu widerrufen, wenn die Jah-
resraten nicht fristgemäß bezahlt werden, bei 
Verletzung der Mitwirkungspflichten des Steu-
erpflichtigen (insb. Meldepflichten) sowie bei 
Insolvenzanmeldung des Steuerpflichtigen. 
Weiterhin entfällt die Stundung bei Veräuße-
rung der Anteile bzw. bei wesentlichen Ge-
winnausschüttungen. In diesen Fällen ist die 
gestundete Steuer innerhalb von einem Monat 
nach Eintritt des schädlichen Ereignisses fällig. 
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  Verschärfung der Wegzugsbesteuerung durch das ATAD- 
Umsetzungsgesetz 

 Pflichten des Steuerpflichtigen: 
 
Schädliche Ereignisse, bei denen die Stundung 
entfällt, muss der Steuerpflichtige innerhalb 
eines Monats an das Finanzamt melden. Der 
Steuerpflichtige muss darüber hinaus jährlich 
bis zum 31. Juli des Folgejahres dem Finanz-
amt seine aktuelle Adresse mitteilen und bestä-
tigen, dass ihm die Anteile weiterhin zuzurech-
nen sind. Bislang war die Meldung bis zum 
31. Januar des Folgejahres einzureichen. 
 
Anwendungszeitpunkt der Neuregelung: 
 
Die geänderte Fassung des § 6 AStG ist erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 2022 an-
zuwenden. Die bisherige Regelung bleibt im 
Kern bis zum 31.12.2021 anwendbar. Darüber 
hinaus gilt die Altregelung auch ab 2022 wei-
terhin für aktuell bereits laufende Stundungen 
sowie noch laufende Fristen. 
 
Fazit: 
 
Die deutsche Wegzugsbesteuerung wird ab 
2022 erheblich verschärft, insbesondere Weg-
züge in das EU-/EWR-Ausland dürften durch 
den Wegfall der zinslosen Stundung deutlich 
unattraktiver werden. Es bleibt abzuwarten, ob 
sich die Regelung als EU-rechtskonform er-
weist, da dadurch die Freizügigkeit innerhalb 
der EU signifikant eingeschränkt wird. 
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 HGB News 

 Umlage von Corona-Finanzhilfen im Ver-
bund 
 
Bei Unternehmen in einem Verbund gilt in Be-
zug auf Corona-Finanzhilfen, dass nur ein Un-
ternehmen für alle Verbundunternehmen einen 
einzelnen Antrag stellen kann. Bei Antragsbe-
willigung gehen dem antragstellenden Unter-
nehmen hierbei sämtliche Förderzahlungen zu. 
Dem schließt sich die Frage nach der handels-
und steuerrechtlichen Behandlung auf Ebene 
der jeweiligen Verbundunternehmen an. Hierauf 
weist das IDW in einem Schreiben vom 
23. September 2021 an das BMF hin und ver-
deutlicht dabei die unterschiedlichen handels-
sowie steuerrechtlichen Folgen. 
 
Grundsätzlich können Unternehmen Corona-
Finanzhilfen in Form der Corona-Überbrü-
ckungshilfen I, II und III sowie der November-
und Dezemberhilfe erhalten, wenn sie die ent-
sprechenden Voraussetzungen erfüllen. Bei 
Unternehmen in einem Verbund kann nur eines 
der Verbundunternehmen einen Antrag auf 
Corona-Finanzhilfe für sämtliche Verbundun-
ternehmen stellen. Dem antragstellenden Un-
ternehmen geht bei Bewilligung zudem die voll-
ständige Förderzahlung für den Verbund als 
Ganzes zu. 
 
Für Unternehmen außerhalb eines Verbunds 
gilt allgemein, dass die Zuschüsse der Corona-
Finanzhilfen handelsrechtlich als Ertrag zu er-
fassen und steuerpflichtig sind. Bei einem Ver-
bund besteht allerdings keine Klarheit darüber, 
inwiefern das Unternehmen, das zunächst die 
Förderung vereinnahmt, einer Weiterleitungs-
pflicht an seine Verbundunternehmen unter-
liegt. In diesem Zusammenhang stellt sich ins-
besondere auch die Frage nach einem ange-
messenen Verteilungsschlüssel für den Fall, in 
dem die für den gesamten Verbund erhaltenen 
Corona-Förderungen auf die einzelnen Unter-
nehmen des antragstellenden Verbunds umge-
legt werden. 
 
Das IDW weist in dem Schreiben an das BMF 
auf diese offenen Fragen hin und stellt deren 

 Bedeutung für die handelsrechtliche und steu-
errechtliche Bilanzierung heraus. So können 
sich in Abhängigkeit davon, inwiefern eine Wei-
terleitung im Verbund vorzunehmen ist, unter 
Umständen Auswirkungen auf den handels-
rechtlichen Ausweis in der Bilanz und in der 
Gewinn- und Verlustrechnung oder allgemein 
auf Gewinnabführungsverträge ergeben. Auch 
sind verdeckte Einlagen bzw. verdeckte Ge-
winnausschüttungen oder Auswirkungen auf die 
Verlustberücksichtigung bei beschränkter Haf-
tung nach § 15a EStG denkbar. Daneben stellt 
das IDW unterschiedliche mögliche Ansätze zur 
Lösung der Aufteilungsfrage unter Hinzunahme 
einer Vielzahl von Beispielen zur Diskussion 
und bittet um klarstellende Verwaltungsrege-
lungen, die zukünftig Geltung erlangen sollen. 
Zu beachten ist, dass soweit und solange keine 
abweichenden steuerlichen Regelungen beste-
hen, die handelsrechtliche Bilanzierung nach 
§ 5 Abs. 1 EStG maßgeblich ist. Damit nehmen 
die vom IDW primär auch vor dem Hintergrund 
steuerlicher Fragen adressierten Probleme 
unmittelbar Einfluss auf die handelsrechtliche 
Rechnungslegung. 
 
Frist für Schlussabrechnung verlängert 
 
Spätestens bis zum 30. Juni 2022 hat der prü-
fende Dritte die Schlussabrechnung für die 
Überbrückungshilfe I, II, III und III Plus vorzule-
gen. Erfolgt keine Schlussabrechnung, ist die 
jeweilige Corona-Überbrückungshilfe in gesam-
ter Höhe zurückzuzahlen. 
 
Im Einzelnen führt das BMWi zur Schlussab-
rechnung der Überbrückungshilfe I aus: 
 
Umsatzeinbruch: Bei Vorliegen der endgültigen 
Umsatzzahlen über den tatsächlich entstande-
nen Umsatzeinbruch im April und Mai 2020 
werden diese durch einen prüfenden Dritten an 
die Bewilligungsstellen der Länder übermittelt. 
Ergibt sich daraus, dass der durchschnittliche 
Umsatzeinbruch von 60 % entgegen der Prog-
nose nicht erreicht wurde, also die grundsätzli-
che Förderberechtigung nicht vorgelegen hat, 
sind alle bereits ausgezahlten Zuschüsse zu- 

 



 
  Ausgabe Oktober 2021 Seite 9  
 
  HGB News 

 rückzuzahlen. Zudem teilt der prüfende Dritte 
bei Vorliegen der endgültigen Umsatzzahlen 
den Bewilligungsstellen der Länder den tat-
sächlich entstandenen Umsatzeinbruch in dem 
jeweiligen Fördermonat mit. Ergeben sich dar-
aus Abweichungen von der Umsatzprognose, 
sind zu viel gezahlte Zuschüsse zurückzuzah-
len. Der prüfende Dritte berücksichtigt bei der 
Bestätigung der endgültigen Umsatzzahlen die 
Umsatzsteuervoranmeldungen der antragstel-
lenden Unternehmen. 
 
Betriebliche Fixkosten: Der prüfende Dritte 
übermittelt zudem die endgültige Fixkostenab-
rechnung an die Bewilligungsstellen der Län-
der. Ergeben sich daraus Abweichungen von 
der Kostenprognose (Höhe der Gesamtkosten), 
sind gegebenenfalls bereits ausgezahlte Zu-
schüsse für den betroffenen Fördermonat zu-
rückzuzahlen. Nachzahlungen sind ausge-
schlossen. 
 
Eine Rückzahlung hat nur zu erfolgen, wenn die 
bereits gezahlten Zuschüsse den endgültigen 
Anspruch übersteigen. Rückzahlungen bereits 
ausgezahlter Zuschüsse sind bis zur Schluss-
abrechnung grundsätzlich nicht zu verzinsen. 
Eine Verzinsung könnte eintreten, wenn nach 
der Rückforderung die dort gesetzten Zah-
lungsziele nicht eingehalten werden oder Sub-
ventionsbetrug begangen wurde. 
 
Eine Nachzahlung im Zuge der Schlussabrech-
nung wird grundsätzlich bei der Überbrü-
ckungshilfe I nicht möglich sein. Abweichend 
hiervon ist eine Nachzahlung jedoch für den 
Fall möglich, dass beim Antrag auf Überbrü-
ckungshilfe die ursprünglich erhaltene Soforthil-
fe anteilig angerechnet wurde, die angerechne-
te Soforthilfe aber zwischenzeitlich zurückge-
zahlt wurde. Die Rückzahlung der Soforthilfe 
muss hierfür spätestens bis zur Einreichung der 
Schlussabrechnung nachweislich erfolgt sein. 

 Der Prognosebericht im Lagebericht bei 
außergewöhnlicher Unsicherheit (Corona-
Krise) 
 
In Corona-Zeiten ist eines der Probleme sicher 
der Prognosebericht im Lagebericht und hier 
die Frage der außergewöhnlichen Unsicherheit. 
Das IDW hat daher im fachlichen Hinweis die 
Frage 2.1.6. „Anforderungen an die Genauigkeit 
der Prognosen im Lagebericht“ formuliert: 
 
DRS 20.130 sieht für die in den (Konzern-) 
Lagebericht aufzunehmenden Prognosen grund-
sätzlich die Prognosearten der Punkt-, Intervall-
oder qualifiziert-komparativen Prognose vor. 
 
Nach DRS 20.133 brauchen Unternehmen 
ausnahmsweise, „[w]enn besondere Umstände 
dazu führen, dass in Bezug auf die zukünftige 
Entwicklung aufgrund gesamtwirtschaftlicher 
Rahmenbedingungen außergewöhnlich hohe 
Unsicherheit besteht und daher die Prognose-
fähigkeit der Unternehmen wesentlich beein-
trächtigt ist, […] [stattdessen nur] komparative 
Prognosen oder die Darstellung der voraus-
sichtlichen Entwicklung der zur internen Steue-
rung verwendeten finanziellen und nichtfinanzi-
ellen Leistungsindikatoren in verschiedenen 
Zukunftsszenarien unter Angabe ihrer jeweili-
gen Annahmen“ zu berichten. 
 
Frage: Darf für die Prognoseberichterstattung in 
(Konzern-)Lageberichten, die für am 31. De-
zember 2020 oder danach endende Berichts-
zeiträume aufzustellen sind, im Lichte der (für 
die Zukunft vermuteten) Auswirkungen der 
Corona-Pandemie von dieser Erleichterung 
Gebrauch gemacht werden? 
 
Antwort: Von dieser Erleichterung darf nur Ge-
brauch gemacht werden, wenn die beiden in 
DRS 20.133 genannten Voraussetzungen ku-
mulativ erfüllt sind: 
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 (1) Außergewöhnlich hohe Unsicherheit hin-
sichtlich der Zukunftsaussichten aufgrund 
gesamtwirtschaftlicher Rahmenbedingun-
gen und 

(2) wesentliche Beeinträchtigung der Progno-
sefähigkeit des Unternehmens. 

 
Ob die beiden o. g. Voraussetzungen erfüllt 
sind, ist in sachgerechter Weise anhand derje-
nigen Umstände zu beurteilen, die zum Zeit-
punkt der Beendigung der Aufstellung des La-
geberichtes bestehen, d.h. i.d.R. dem Zeitpunkt 
der Erteilung des Bestätigungsvermerks.  
 
Abschlussaufsteller und Abschlussprüfer sollten 
hierbei Folgendes berücksichtigen: 
 
Zu (1): Ein starkes Indiz für eine außergewöhn-
lich hohe Unsicherheit hinsichtlich der Zu-
kunftsaussichten ist z. B., wenn die aktuellen 
Prognosen renommierter Wirtschaftsfor-
schungsinstitute bzgl. der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung im Prognosezeitraum (in 
Deutschland, in der EU und/oder global) in au-
ßergewöhnlichem Umfang auseinanderfallen. 
 
Zu (2): Eine wesentliche Beeinträchtigung der 
Prognosefähigkeit des Unternehmens setzt 
einen hohen, vom Bilanzierenden darzulegen-
den individuellen Grad der Betroffenheit des 
jeweiligen Unternehmens von den Pandemie-
auswirkungen voraus. Das Vorhandensein von 
für unternehmensinterne Zwecke erstellten und 
ggf. von dem Aufsichtsorgan des Unterneh-
mens genehmigten Planungsrechnungen für 
(mindestens) den Prognosezeitraum kann ein 
Indiz dafür sein, dass diese Voraussetzung 
eben nicht erfüllt ist. 
 
Sofortabschreibung digitaler Vermögensge-
genstände in der Handelsbilanz? 
 
Das IDW hat sich in einer außerordentlichen 
Sitzung des Fachausschusses Unternehmens-
berichterstattung mit den Auswirkungen der 
Verkürzung der steuerlichen Nutzungsdauer für 
digitale Vermögensgegenstände für die Han-
delsbilanz beschäftigt. 

 Mit BMF-Schreiben vom 26. Februar 2021 hat 
das Bundesfinanzministerium die Nutzungs-
dauer von Computerhardware und -software 
auf ein Jahr reduziert. Die Verkürzung der Nut-
zungsdauer gilt erstmals für Wirtschaftsjahre, 
welche nach dem 31. Dezember 2020 enden. 
Sie gilt allerdings auch für Wirtschaftsgüter, 
welche früher angeschafft oder hergestellt wur-
den und zum 31. Dezember 2020 noch nicht 
vollständig abgeschrieben wurden. 
 
Nun hat sich auch das IDW mit den Auswirkun-
gen auf die Handelsbilanz beschäftigt. Am 
22. März 2021 wurde die betreffende Berichter-
stattung einer außerordentlichen Sitzung des 
Fachausschusses Unternehmensberichterstat-
tung veröffentlicht.  
 
Die Auffassung des IDW lässt sich danach mit 
folgenden Kernaussagen zusammenfassen: 
 
· In der Handelsbilanz ist die Nutzungsdau-

ereinschätzung an den betrieblichen Reali-
täten auszurichten. Damit ist die Zugrunde-
legung einer Nutzungsdauer von nur einem 
Jahr für die betroffenen digitalen Vermö-
gensgegenstände in der Handelsbilanz 
nicht zulässig. 

· Die Nutzungsdauer von einem Jahr ist ein 
rein steuerliches Wahlrecht, welches nach 
Abschaffung der umgekehrten Maßgeblich-
keit durch das BilMoG 2010 losgelöst von 
der Handelsbilanz auszuüben ist. Die be-
triebsgewöhnliche Nutzungsdauer in der 
Handelsbilanz überlagert das steuerliche 
Wahlrecht über die Maßgeblichkeit der 
Handelsbilanz für die Steuerbilanz nicht. 

· Bei Ausübung des steuerlichen Wahlrechts 
kommt es zu einer Abweichung zwischen 
handelsrechtlicher und steuerlicher Bilan-
zierung, was zur Abgrenzung passiver la-
tenter Steuern führt. 
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 Festsetzung von Zinsen nach §§ 233a bis 
237 in Verbindung mit § 238 Absatz 
1 Satz 1 Abgabenordnung (AO) 
 
Ein besonderes Ärgernis stellt für viele Steuer-
pflichtige die Verzinsung von Steuerzahlungen 
dar, die erst nach Ablauf von 15 Monaten nach 
dem Entstehen der Steuer festgesetzt werden 
und zu zahlen sind. Dies deshalb, weil die Fi-
nanzverwaltung für die Verzinsung mit einem 
Zinssatz von 0,5 % pro Monat (also 6 % pro 
Jahr) rechnet, der gemessen an aktuellen 
Zinsmaßstäben schon viele Jahre nicht mehr 
angemessen ist. Mit einem am 18. August 2021 
veröffentlichten Beschluss hat das Bundesver-
fassungsgericht nun entschieden, dass die 
Verzinsung von Steuernachforderungen und 
Steuererstattungen verfassungswidrig ist, so-
weit der Zinsberechnung für Verzinsungszeit-
räume ab dem 1. Januar 2014 ein Zinssatz von 
monatlich 0,5 % zugrunde gelegt wird. Bei Ein-
führung des Zinssatzes von monatlich 0,5 % 
habe dieser noch etwa den maßstabsrelevan-
ten Verhältnissen am Geld- und Kapitalmarkt 
entsprochen. Nach Ausbruch der Finanzkrise 
im Jahr 2008 habe sich jedoch ein strukturelles 
Niedrigzinsniveau entwickelt, das nicht mehr 
Ausdruck üblicher Zinsschwankungen sei. Spä-
testens seit dem Jahr 2014 erweise sich der 
Zinssatz als realitätsfern, so das Bundesverfas-
sungsgericht. Ferner wurde aber auch ent-
schieden, dass für Verzinsungszeiträume bis 
31. Dezember 2018 das bisherige Recht weiter 
anwendbar ist (Fortgeltungsanordnung). 
 
Für Verzinsungszeiträume ab 1. Januar 2019 
gilt daraus resultierend nun insbesondere Fol-
gendes: 
 
- § 233a in Verbindung mit § 238 Absatz 1 

Satz 1 AO ist als Folge des Verstoßes ge-
gen Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz (GG) 
unanwendbar (Anwendungssperre). 

- Gerichte und Verwaltungsbehörden dürfen 
diese Normen insoweit nicht mehr anwen-
den, laufende Verfahren sind auszusetzen. 
Das heißt, betragsmäßig „neue“ Nachzah- 

 lungs- und Erstattungszinsen dürfen auf der 
Grundlage des § 233a in Verbindung mit
§ 238 Absatz 1 Satz 1 AO nicht mehr fest-
gesetzt werden. 

- Unanfechtbare Zinsfestsetzungen, die auf 
der Anwendung von § 233a in Verbindung 
mit § 238 Absatz 1 Satz 1 AO beruhen, sind 
wegen der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts weder aufzuheben noch 
zu ändern - sie genießen Bestandskraft. 
Die Vollstreckung aus einer solchen Ent-
scheidung ist - soweit sie noch nicht vollzo-
gen ist - allerdings unzulässig. 

- Ansprüche des Zinsschuldners gegen die 
Finanzbehörde aus ungerechtfertigter Be-
reicherung hinsichtlich bereits entrichteter 
Zinsen sind ausgeschlossen. 

- Der Gesetzgeber ist verpflichtet, bis zum 
31. Juli 2022 eine verfassungsgemäße 
Neuregelung für Verzinsungszeiträume ab 
1. Januar 2019 zu treffen. 

- Die Unvereinbarkeitserklärung erstreckt 
sich ausdrücklich nicht auf die anderen Ver-
zinsungstatbestände nach der AO zulasten 
der Steuerpflichtigen, namentlich auf Stun-
dungs-, Hinterziehungs-und Aussetzungs-
zinsen nach den §§ 234, 235 und 237 AO. 
Die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts betrifft aber auch nicht die Verzin-
sung zugunsten der Steuerpflichtigen nach 
§ 236 AO. 

 
Die Vorgehensweise der Finanzverwaltung bis 
zu einer verfassungsgemäßen Neuregelung 
durch den Gesetzgeber wird im Einzelnen im 
BMF-Schreiben vom 17. September 2021 dar-
gelegt. 
 
Ein Abzinsungssatz von 5,5 % p. a. für un-
verzinsliche Darlehensverbindlichkeiten ist 
verfassungsgemäß  
 
Der 10. Senat des Finanzgerichts Münster hat 
mit Urteil vom 22. Juli 2021 entschieden, dass 
gegen den Abzinsungssatz von 5,5 % für un-
verzinsliche Darlehensverbindlichkeiten keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen. 
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 Der Streitfall betraf einen Kläger, der einen 
Autohandel betreibt. In dessen Bilanz für 2016 
wurden zwei Darlehensverbindlichkeiten, die 
bereits seit ca. 20 Jahren bestanden, zum 
Nennwert ausgewiesen. Im Rahmen einer Be-
triebsprüfung gelangte das Finanzamt zu der 
Erkenntnis, dass es sich hierbei um unverzinsli-
che Darlehen mit unbestimmter Laufzeit hande-
le, die nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG mit einem 
Rechnungszinsfuß von 5,5 % abzuzinsen und 
entsprechend niedriger zu bewerten seien. Den 
Differenzbetrag erfasste es gewinnerhöhend. 
 
Hiergegen wandte der Kläger ein, dass der 
Zinssatz von 5,5 % wegen der seit mehreren 
Jahren andauernden Nullzinsphase verfas-
sungswidrig sei. 
 
Der 10. Senat des Finanzgerichts Münster hat 
die Klage abgewiesen. Die verfassungsrechtli-
chen Bedenken des Klägers im Hinblick auf den 
Zinssatz hat das Gericht nicht geteilt. Das Ge-
bot der Abzinsung von Verbindlichkeiten beruhe 
auf der sachgerechten typisierenden Vorstel-
lung, dass eine erst in der Zukunft zu erfüllende 
Verpflichtung den Schuldner weniger belaste 
als eine sofortige Leistungspflicht. Dieser Min-
deraufwand werde kapitalisiert und als Ertrag 
vorweggenommen, während gegenläufig auf-
grund der sich stetig verkürzenden Restlaufzeit 
ein Aufwand aus der Aufzinsung entstehe, bis 
der Rückzahlungszeitpunkt erreicht sei. Die 
Abzinsung bewirke daher im Ergebnis lediglich 
eine temporäre Gewinnverschiebung. Eine 
solche temporäre Gewinnverschiebung sei 
verfassungsrechtlich am Maßstab der Willkür-
kontrolle zu beurteilen. 
 
Für das Streitjahr 2016 sei der Rechnungszins-
satz von 5,5 % nicht verfassungsrechtlich will-
kürlich gewählt worden. In diesem Jahr habe 
der Fremdkapitalmarktzinssatz in unterschiedli-
chen Konstellationen noch 2,45 % bis 3,71 % 
betragen. Darüber hinaus seien im Einzelfall 
vorliegende weitere Faktoren wie Bonität des 
Schuldners und fehlende Besicherung des Dar-
lehens einzubeziehen. 

 Die bestehenden verfassungsrechtlichen Be-
denken gegen die Zinssatzhöhe nach § 238 AO 
(siehe oben) seien nicht auf den Abzinsungs-
satz nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG übertragbar, 
weil dieser nicht den Nutzungsvorteil für die 
Überlassung von Kapital abschöpfen solle, 
sondern eine interne Rechengröße für die Be-
wertung einer unverzinslichen Verbindlichkeit 
darstelle. Schließlich ließe sich die Abzinsung 
durch entsprechende Gestaltungen vermeiden, 
etwa durch „Kettendarlehen“, die für weniger 
als zwölf Monate gewährt und immer wieder 
verlängert werden oder durch Vereinbarung 
eines Zinssatzes knapp über 0 %. 
 
Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanz-
hof zugelassen. 
 
Die Kosten einer Betriebsfeier sind auf die 
tatsächliche Anzahl der Teilnehmer aufzutei-
len 
 
Arbeitnehmern steht ein steuerlicher Freibetrag 
für Firmenfeiern zu. Sofern die Ausgaben des 
Arbeitgebers für die Feier den Freibetrag von 
EUR 110 je Arbeitnehmer nicht übersteigen, 
trifft den Arbeitnehmer keine Steuerpflicht. Wie 
genau der Betrag zu ermitteln ist, der auf die 
Arbeitnehmer entfällt, musste aktuell der Bun-
desfinanzhof klären. Dieser gelangte zu dem 
Ergebnis, dass die Gesamtkosten einer Be-
triebsfeier nur unter den Mitarbeitern aufgeteilt 
werden dürfen, die letztendlich tatsächlich an 
der Feier teilgenommen haben. 
 
Im konkreten Fall hatte eine Arbeitgeberin ei-
nen Kochkurs als Weihnachtsfeier geplant. 
Jeder Teilnehmer durfte unbegrenzt Speisen 
und Getränke verzehren. Zwei von den ur-
sprünglich angemeldeten 27 Arbeitnehmern 
sagten kurzfristig ab, ohne dass dies zu einer 
Verminderung der Veranstaltungskosten führte. 
Die Arbeitgeberin war der Ansicht, dass die 
Kosten, die auf die beiden angemeldeten, aber 
nicht teilnehmenden Arbeitnehmer entfielen, 
nicht Teil der Zuwendungen im Sinne des Ein-
kommensteuergesetzes seien. Demgemäß 
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 teilte sie die Gesamtkosten der Weihnachtsfeier 
durch die Anzahl der angemeldeten (27) Ar-
beitnehmer. Das Finanzamt hingegen legte die 
Kosten auf die 25 tatsächlich teilnehmenden 
Personen um, denen dadurch der Kostenanteil 
der nicht mitfeiernden Kollegen zugerechnet 
wurde. Das Finanzgericht entschied zwar zu-
gunsten der Arbeitnehmer und kippte die Be-
rechnung des Finanzamtes. Allerdings hat der 
Bundesfinanzhof nun entschieden, dass die 
nicht erschienenen Kollegen bei der Kostenauf-
teilung herausgerechnet werden müssen. Dies 
kann dann steuerlich zu Lasten der teilneh-
menden Beschäftigten gehen, wenn deren 
Freibetrag von EUR 110 dadurch überschritten 
wird. 
 
Besteuerung von Gewinnen aus der Veräu-
ßerung von Gold ETF-Fondsanteilen 
 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass der 
Gewinn aus der Veräußerung von Anteilen an 
einem Fonds nach schweizerischem Recht, der
sein Kapital allein in physischem Gold anlegt, 
der Besteuerung nach dem Investmentsteuer-
und Einkommensteuergesetz unterliegt. 
 
In dem betreffenden Streitfall erwarb die Kläge-
rin im Jahr 2009 Anteile an einem in der 
Schweiz von einer Bank aufgelegten Gold 
Exchange Traded Funds (Gold ETF), welche 
sie im Jahr 2015 mit Gewinn verkaufte. 
 
Bei dem Gold ETF handelte es sich um einen 
Anlagefonds schweizerischen Rechts. Anlage-
ziel des Fonds war, die Wertentwicklung des 
Edelmetalls Gold abzubilden. Daher investierte 
der Fonds ausschließlich in physisches Gold. 
Anlagen in andere Werte waren nicht vorgese-
hen. 
 
Das beklagte Finanzamt legte im Einkommen-
steuerbescheid für das Streitjahr den von der 
Klägerin erzielten Gewinn aus dem Verkauf der 
Gold ETF erklärungsgemäß als Einkünfte aus 
Kapitalvermögen mit dem für Kapitaleinkünfte 
geltenden Steuertarif der Besteuerung zugrun-
de. Die Klägerin machte mit ihrem Einspruch 

 gegen den Einkommensteuerbescheid geltend, 
dass der Verkauf der Fondsanteile wie der Ver-
kauf von physischem Gold zu behandeln und 
der Gewinn wegen des Ablaufs der einjährigen 
Spekulationsfrist nach dem Einkommensteuer-
gesetz steuerfrei sei. 
 
Die Klage hatte vor dem Bundesfinanzhof kei-
nen Erfolg. Dieser bestätigte, dass der Gewinn 
aus der Veräußerung von Anteilen an einem 
Fonds nach schweizerischem Recht, der sein 
Kapital allein in physischem Gold anlegt, der 
Besteuerung unterliegt. 
 
Antrag auf „Liebhabereibetrieb“ bei Betrieb 
einer Photovoltaik-Anlage 
 
Wer mit einer Photovoltaik-Anlage oder mit 
einem Blockheizkraftwerk Strom erzeugt und 
diesen in das öffentliche Netz einspeist, hat die 
Einkünfte in seiner Einkommensteuererklärung 
anzugeben. Gerade in der Anfangszeit des 
Betriebs einer solchen Anlage fallen aber meist 
Verluste an. Deshalb verlangt das Finanzamt 
mitunter eine Prognose, ob mit der Anlage 
überhaupt Gewinn erzielt werden kann. Häufig 
unterstellt das Finanzamt eine steuerlich unbe-
achtliche Liebhaberei und erkennt die Verluste 
aus dem Betrieb der Photovoltaik-Anlage nicht 
an. 
 
Wer sich den Aufwand der Prognose sparen 
und seinen Gewinn nicht versteuern möchte 
oder aber an einer Verlustverrechnung nicht 
interessiert ist, kann seit Juni 2021 direkt beim 
Finanzamt beantragen, dass ein Liebhabereibe-
trieb vorliegt. Steuerzahler müssen dann für 
ihre Photovoltaik-Anlage keine Einnahmen-
Überschuss-Rechnung mehr abgeben, und die 
Einkünfte aus dem Verkauf des Stroms werden 
nicht besteuert. Voraussetzungen dafür sind, 
dass die Leistung der Anlage nicht mehr als 
10 Kilowatt beträgt, sie nach dem 
31. Dezember 2003 erstmalig in Betrieb ge-
nommen wurde und sie auf einem selbstbe-
wohnten Ein- oder Zweifamilienhaus installiert 
ist. Die Regelung gilt auch für kleine Blockheiz-
kraftwerke mit einer elektrischen Leistung bis 
2,5 Kilowatt. 
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  Steuer News 

 Wenn die Anlage schon länger in Betrieb ist 
und bisher Verluste vom Finanzamt anerkannt 
wurden, ist allerdings Vorsicht geboten. Wenn 
die Einkommensteuerbescheide aus den Vor-
jahren unter dem Vorbehalt der Nachprüfung 
stehen oder die Gewinnerzielungsabsicht nur 
vorläufig anerkannt worden ist, sind die alten 
Bescheide noch änderbar. Wenn dann die 
Steuerbefreiung beantragt wird, kann es für die 
Vorjahre zu Steuernachzahlungen und Zinsen 
kommen, weil angenommen wird, dass die 
Photovoltaik-Anlage von Anfang an ohne Ge-
winnerzielungsabsicht betrieben worden ist. 
Wer die Vereinfachungsregel für seine schon 
bestehende Anlage nutzen möchte, sollte des-
halb vorab prüfen, ob sich die Anwendung der 
neuen Vereinfachungsregel finanziell lohnt oder 
nicht. 
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 IT News 

 Fiskalisierungslösungen von DATEV 
 
Die DATEV eG gründet mit „MeinFiskal“ eine 
neue offene Cloud-Plattform, über die Unter-
nehmen Fiskalisierungslösungen für die elek-
tronische Kassenführung, die alle gesetzlichen 
Anforderungen erfüllen, geboten werden. 
 
Bezüglich der elektronischen Kassenführung
bietet diese Plattform diverse Vorteile, die so-
wohl Unternehmen, Kassenherstellern und 
-händlern als auch Steuerberatern zugute-
kommen. 
 
Weitere Informationen erhalten Sie unter 
www.meinfiskal.de oder sprechen Sie uns ger-
ne an! 
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 UHY News 

 Jährliches UHY-Meeting 
 
Wir freuen uns, dass in der vergangenen Wo-
che in London nach langer Zeit endlich wieder 
ein internationales Präsenztreffen von UHY-
Mitgliedern aus allen Teilen der Welt stattfinden 
konnte und ein persönlicher Austausch möglich 
war. 
 
Im Meeting wurde Subarna Banerjee (UHY 
Hacker Young, UK) als neuer Vorsitzende von 
UHY International gewählt. Auch die Wahl des 
UHY-Verwaltungsrates stand an: Alan Farrelly 
(UHY Farrelly Dawe White, Irland) wurde erneut 
gewählt und Datuk Alvin Tee (UHY, Malaysia) 
ist als neues Mitglied im Verwaltungsrat aufge-
nommen. 
 
Wir gratulieren Herrn Banerjee und den Direkto-
ren! 
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UHY Lauer & Dr. Peters KG und UHY Deutsch-
land AG sind ein Mitglied von Urbach Hacker 
Young International Limited, eine Gesellschaft 
nach britischem Recht, und sind Teil des UHY 
Netzwerks von rechtlich unabhängigen Wirt-
schaftsprüfungs- und Beratungsgesellschaften. 
UHY ist der Markenname für das UHY Inter-
national Netzwerk. 

 Der Inhalt des UHY NEWSletter ist nach bes-
tem Wissen und Kenntnisstand erarbeitet wor-
den, ist jedoch nicht auf die spezielle Situation 
einer natürlichen oder juristischen Person aus-
gerichtet. Die Komplexität und der ständige 
Wandel der Rechtsmaterie machen es notwen-
dig, Haftung und Gewährleistung auszuschlie-
ßen. Ohne geeigneten fachlichen Rat und ohne 
gründliche Analyse der jeweiligen Situation 
sollten aufgrund der Informationen dieses 
NEWSletter keine Entscheidungen getroffen 
werden. 
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